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Gegenüber den millionenfachen Mor-
den an den als Juden verfolgten Euro-
päern erscheint das Schicksal der „Misch-
linge" und der „Mischehepartner" (im 

 

Folgenden werden solche und ähnliche 

 

Begriffe der NS-Zeit ohne Anführungs-
striche genannt - als Ausdruck der da-
maligen Lebensrealität von Millionen 

 

von Menschen in Deutschland und im 

 

besetzten Europa) in keiner Weise ver-
gleichbar, ja, kaum erwähnenswert, 

 

blieb diesen Menschen doch in der Re-
gel die physische Vernichtung erspart.' 

 

Erst seit der Veröffentlichung der Ta-
gebücher Victor Klemperers2, der in ei-
ner nichtprivilegierten Mischehe das 

 

Dritte Reich überstand, scheint die ver-
zweifelte, von steter Verfolgung und 

 

Angst vor weiterer Verfolgung vergif-
tete Existenz solcher Ehepartner in 

 

Mischehen in das breitere Bewußtsein 

 

einzudringen. 

 

Schon 40 Jahre früher konnte man an 

 

den Aufzeichnungen des christlichen 

 

Dichters Jochen Klepper3 die wach-
sende Verzweiflung in einer Mischehe 

 

nachvollziehen, die im gemeinsamen 

 

Selbstmord des Ehepaares und der als 

 

Volljüdin eingestuften akut gefährdeten 

 

(Stief-)Tochter endete. Mit Cordelia Ed-
vardson kam 1987 eine solche per NS-
Gesetz als volljüdisch geltende Tochter 

 

einer Mischehe, die Auschwitz über-

lebte, zu Wort, ein durch die trau-
matischen Erlebnisse auf immer „ge-

2. „Die Jüdsche kommt da!" 

 

Ihre Eltern, die Mutter aus einer saar-
ländischen Bauernfamilie stammend, 

 

brarmtes Kind" .4 

 

Der Druck, der im Dritten Reich auf 

 

den Mischehen - ganz gleich welcher 

 

Konstellation - lastete, war außeror-
dentlich groß. In allen Aufzeichnungen 

 

wird dies plastisch deutlich. Neben dem 

 

realen Erleben einzelner oder geballter 

 

Diskriminierungen, Degradierungen, Aus-
schlüsse per Gesetz, lauerte in Herz und 

 

Kopf die alles beherrschende Frage: 

 

„Was kommt morgen? Welche Maß-

nahme, die heute für Volljuden gilt, 

 

wird morgen auf die Nichtarier und 

 

Mischehen angewendet?" 

 

Diese Angst war es, die den einst in 

 

Rendsburg so populären Chirurgen Dr. 

 

Ernst Karl Bamberger, in einer nicht-
privilegierten Mischehe lebend, im De-
zember 1941 in den Selbstmord trieb, 

 

zu genau dem Zeitpunkt, als mit der 

 

ersten großen Deportation schleswig-
holsteinische Juden in die Ghettos und 

 

Lager des besetzten Lettlands ver-
schleppt wurden. 

 

Es gab in Rendsburg weitere Misch-
ehen. Auf eine Mischehe, die - obwohl 

 

nach dem NS-Gesetz privilegiert - unter 

 

ständigem Außendruck stand, möchte 

 

ich exemplarisch näher eingehen. Frau 

 

D., die nichtarische Partnerin in dieser 

 

Ehe, lebt noch heute in der Wohnung, 

 

in der sich das stille Drama einer 

 

Mischfamilie, abseits der Öffentlichkeit 

 

und doch stets bedroht durch die 

 

Öffentlichkeit, abspielte.5 

 

der Vater aus Rendsburg, lernten sich in 

 

Dortmund kennen, wo beide berufstätig 
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waren. 1903 heirateten sie in Rends-

burg, 1904 wurde der ältere Bruder von 

 

Frau D. geboren. Die bevorstehende 

 

Taufe des Kindes veranlaßte die Mutter 

 

von Frau D., sich nach einer Vorberei-

tungszeit durch Religionsunterricht tau-
fen zu lassen. Daß sie Jüdin war, erfuhr 

 

Frau D., die 1908 geboren wurde, erst 

 

viel später. Die Kinder wurden christ-
lich erzogen. Die Mutter besuchte mit 

 

den beiden die evangelische Kirche. 

 

Man feierte alle christlichen Feste. Mut-
ter und Tochter gingen gelegentlich auch 

 

in die Synagoge, z.B. anläßlich der 

 

Hochzeit in einer befreundeten Familie. 

 

Von der früheren Religion behielt die 

 

Mutter in erster Linie bei, daß sie am 

 

Sonnabend (Sabbat) keine Arbeiten ver-
richtete, die nicht unbedingt nötig wa-
ren. Kamen die Kinder mit Näharbeiten, 

 

legte sie die Sachen beiseite und ver-
schob die Arbeit auf einen der folgen-
den Tage. „Laß man, das mache ich 

 

später." Und sie hütete bis zu ihrem 

 

Tod ein im deutschen Judentum popu-
läres Gebetbuch, „Die täglichen Gebete 

 

der Israeliten". Frau D. übernahm es 

 

von ihrer Mutter und hielt es während 

 

der NS-Zeit versteckt.6 

 

Schon lange vor der Machtübernahme 

 

der Nazis fiel ein Schatten auf die Ehe 

 

durch die häßlichen antisemitischen 

 

Äußerungen der Schwiegermutter, die 

 

ihre Schwiegertochter abfällig als „die 

 

Jüdsche" bezeichnete: „Die Jüdsche 

 

kommt da!" - eine andauernde tiefgrei-

fende Verletzung für das junge Ehe-

paar. Auch außerhalb der Familie stieß 

 

man hier und da auf antijüdische Vor-
urteile, die man allerdings nicht beson-
ders ernst nahm, sich im Gegenteil dar-
über lustig machte. So hörte man beim 

 

Cafebesuch in der Innenstadt die Lokal-
besitzerin über eine bekannte jüdische 

 

Rendsburger Familie sagen: „Das sind 

 

ja die Juden. Juden sind ja immer 

 

schmuddelig." 

 

Dieser Ausspruch wurde fortan in der 

 

Familie bei passender Gelegenheit zi-
tiert: „Ach, Mutti, laß doch das Putzen. 

 

Juden sind ja immer schmuddelig." Der 

 

Vater arbeitete bei einem Rechtsanwalt 

 

als Bürovorsteher, konnte sich dann 

 

nach ein paar Jahren als Steuerberater 

 

selbständig machen. Die Tochter war 

 

mit einem Angehörigen der Reichswehr 

 

verlobt. Man führte ein gutbürgerliches 

 

Leben, auf das Anfang der 30er Jahre 

 

der zweite Schatten fiel: Der Sohn, 

 

Lieblingskind der Mutter und zugleich 

 

schwarzes Schaf der Familie, kam mit 

 

dem Hakenkreuz an der Jacke nach 

 

Hause, als Anhänger der Nationalsozia-
listen. 

 

Im November 1932 starb die Mutter 

 

an Krebs. Im Dezember heiratete Frau 

 

D. ihren Verlobten in kleinem Kreise. 

 

Sie hatten die Hochzeit mit Rücksicht 

 

auf die kranke Mutter immer wieder 

 

aufgeschoben. Nun ahnten sie wohl, 

 

daß die Eheschließung nicht mehr lange 

 

hinausgezögert werden durfte. 

 

3. „Da Ihre Frau nicht arischer Abstammung ist..." 

 

Einen Monat später galt Frau D. als 

 

Nichtarierin, genauer, als Mischung er-
sten Grades (zwei jüdische Großeltern), 

 

ihre Ehe als privilegierte Mischehe, die 

 

später geborenen Töchter als Mischlin-

ge zweiten Grades (ein jüdischer Groß-
elternteil), ihr Mann als jüdisch Versipp-
ter. Frau D. gehörte jetzt also zu den 

 

etwa 72.000 Mischlingen ersten Grades 

 

im Deutschen Reich, ihre Ehe zu den 
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Abb. I: Die Hochzeit der D.s, Dezember 1932 in Rendsburg 
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(Vortnerluntgeftellr für Verforgungennwärter) 

 

30 k 36 II H 5. 

 

Herrn 

 

Walter DUMM 

 

Versorgungsanwärter 

 

Schleswig, 

 

durch 2.Komp. Flieger-Abt.16 . 

 

Berlin W.15,den 5.12.36. 

 

Kaiserallee 219/22o. 

 

Betr.: Ihr Bewerbungsgesuch vom 29.11.36. 

 

4 Anlagen. 

 

Aufgrund der Bestimmungen des Gesetzes 

 

zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentumsx-bedauer 

 

die Verwaltung für Zentralaufgaben des Heeres,Ihr Ge 

 

auch um Vormerkung für Heereebeamtenstellen ablehnen 

 

zu müssen. 

 

Die übersandten Bewerbungsunterlagen 

 

erhalten Sie anliegend zurück. 

 

I. A. 

 

Abb. 2: Ablehung von Walter D.s Gesuch um eine Heeresbeamtenstelle 

 

etwa 35.000 Mischehen, ihre Kinder zu 

 

den etwa 39.000 Mischlingen zweiten 

 

Grades.7 In den Nürnberger Gesetzen 

 

waren diese abstrusen Unterkategorien 

 

noch nicht genannt worden. In der Er-
sten Verordnung zum Reichsbürger-
gesetz vom November 1935 wurde das 

 

deutsche Volk dann nach diesem nie-

derträchtigen Raster definiert und in Ju-

den, Nichtarier und Deutsche eingeteilt. 

 

Als privilegiert galt die jüdische oder 

 

nichtarische Ehefrau eines arischen 

 

Mannes, wenn deren Kinder als Misch-

linge ersten oder zweiten Grades anzu-
sehen waren (also nicht als Volljuden) 

 

oder die Ehe kinderlos war. Als privile-
giert galt weiter der jüdische Ehemann 

 

einer arischen Frau, sofern aus der Ehe 

 

ein oder mehr Kinder hervorgegangen 

 

waren, die - nicht jüdisch erzogen - als 

 

Mischlinge ersten Grades anzusehen 

 

waren.8 Das heißt, in der privilegierten 

 

Mischehe war der jüdische oder nicht-
arische Partner rechtlich eher den Ariern, 

 

zumindest vorerst und mit etlichen Aus-
nahmeregeln, gleichgestellt. 

 

Anders als für den jüdischen und 

 

nichtarischen Partner einer nichtprivi-
legierten Mischehe galten die meisten 

 

der zahlreichen antijüdischen Gesetze 

 

und Maßnahmen, von der Kennzeich-
nungspflicht (Zwangsvornamen, J im 

 

Ausweis, J auf den reduzierten Lebens-
mittelkarten ab Kriegsbeginn, gelber 

 

Stern, Davidstern auf der Wohnungstür) 

 

bis hin zum Zwangseinzug in Judenhäu-
ser etc. nicht für die privilegierte Misch-
ehe. 

 

Frau D. gehörte also quasi unter den 

 

gegebenen Bedingungen in die günstig-
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Da Ihre Ehefrau nicht arischer Abstammung 

 

ist, sehe ich von Ihrer Vormerkung für eine Beam= 

 

tenlaufbahn in der Reichefinanzverwaltung ab. 

 

Ihre Gesuchsunterlagen erhalten Sie hierbei 

 

wieder zurück. 

 

Versorgungsanwärter 

 

,..errn Walter Ddlialiallas 

 

in Rendsburg 

 

Auf Anordnung 

 

gez. Koch. 

 

B glaubigt. 

 

Zollsekretär. 

 

Abb. 3: Ablehnung von Walter D.s Bewerbung beim Landesfinanzamt Brandenburg 

 

ste Kategorie: Verheiratet mit einem 

 

Arier, nicht jüdisch religiös, Kinder, die 

 

nicht jüdisch erzogen waren und daher 

 

nicht als Geltungsjuden eingestuft werden 

 

konnten, sondern als Mischlinge 

 

zweiten Grades. So die rechtliche Lage, 

 

zunächst. 

 

Die ersten gravierenden Konsequen-
zen für Herrn D. ergaben sich 1936, als 

 

seine 12jährige Zeit der freiwilligen Ver-

pflichtung bei der Reichswehr, dann 

 

Wehrmacht abgelaufen war. Die Wei-

terverwendung des jüdisch Versippten 

 

kam nicht infrage, denn seit dem 28. 

 

Februar 1934 galt auch in der Wehr-
macht der Arierparagraph, einschließ-
lich der Nichteinstellung von jüdisch 

 

Versippten.9 Der Oberfeldwebel ver-
suchte erfolglos, seinen Zivilversor-

gungsschein im öffentlichen Dienst ein-

zulösen. Das Finanzamt in Rendsburg 

 

beschäftigte ihn für kurze Zeit Ende 

 

1936, konnte ihn aber nicht überneh-
men. 

 

D. bewarb sich u.a. bei der Deutschen 

 

Reichsbahn-Gesellschaft, beim Landes-
finanzamt Brandenburg, bei der Ver-

waltung für Zentralaufgaben des Heeres 

 

und beim Reichsminister für Luftfahrt. 

 

Die Antworten hatten fast alle den glei-
chen Wortlaut, mit der die Absage be-

gründet wurde: „Da Ihre Frau nicht ari-
scher Abstammung ist, kann Ihrem Ge-
such nicht entsprochen werden." 

 

Wenn man sich überhaupt die Mühe 

 

machte, die Begründung zu erläutern, 

 

berief man sich auf das Gesetz zur 

 

Wiederherstellung des Berufsbeamten-
tums vom April 1933, mit dem der 

 

Arierparagaph in den öffentlichen 
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Deutsche Reichsbnhn-Gesellschaft Frankturt(M),den 15. Des 

 

' Personalbüro' 

 

.

der Reichsbahndirektion Frankfurt(M) 

 

(Zentralmeldestelle für 

 

Versorgungsanwürter) 

 

• 250 255. pm , 

 

En wird dringend ersucht,stets 

 

dieses Aktenzeichen anzugeben. 

 

An den Versorgungsanwärter 

 

Herrn Walter DIORNWOMM. 

 

in Rendsburg 

 

Betr: Ihre Bewerbung vom 5.17.36 

 

Da Ihre Ehefrau nichtarischer 

 

Ihrem Gesuch um Vormerkung für den Reichsba)inbnomtendienst 

 

nicht entsprochen werden. 

 

Die s Zt eingesnndten BewerbungsuntAringen erhalten 

 

Sie anbei zurück. 

 

133( 

 

gez. Hausknecht 

 

Abstemmung ist, kann 

 

Abb. .4: Ablehnung von Walter D.s Bewerbung bei der Reichsbahndirelction Franlc-furt 

 

Dienst eingeführt worden war. Nicht 

 

nur Juden und Nichtarier wurden ab 

 

sofort oder bei bestimmten Vorausset-

zungen mit etwas Aufschub (betraf z.B. 

 

Frontkämpfer des Ersten Weltkriegs) 

 

entlassen bzw. nicht eingestellt. Seit 

 

Juni 1933 erhielten schrittweise auch 

 

die mit Juden und Nichtariern Verhei-
rateten Berufsverbot im gesamten öf-
fentlichen Dienst. 10 1937 dann schrieb 

 

das Deutsche Beamtengesetz grund-
sätzlich vor, daß Beamte und ihre Ehe-

gatten „deutschen oder artverwandten 

 

Blutes" sein mußten." 

 

Zum Schluß hatte D. seine berufli-
chen Ansprüche schon so weit herunter-

geschraubt, daß er sich um die Stelle 

 

eines nichttechnischen Assistenten des 

 

einfachen mittleren Beamtendienstes be-

warb. In einem Schreiben an den 

 

Reichsminister des Innern im Dezember 

 

1936, in dem er seine aussichtslose La-
ge schilderte, in den öffentlichen Dienst 

 

übernommen zu werden, ging er noch 

 

weiter: 

 

„Der Zivilversorgungsschein, der mir 

 

das Recht gibt, mich um eine Beamten-
stelle zu bewerben, hat demnach prak-
tisch für mich unter diesen Umständen 

 

kaum einen Wert. Würde ich mich aber 

 

einmalig abfmden lassen, so wüßte ich 

 

wirklich nicht, was ich mit dem Geld 

 

anfangen sollte, da ich keinen Beruf er-
lernt habe. Wäre es mir möglich, wenig-
stens eine Militärkantine zu überneh-
men, so wäre mir in jeder Beziehung 

 

geholfen. [...] 

 

„Ich bitte den Herrn Reichsminister 
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des Innern, über diese Angelegenheit zu 

 

entscheiden, und mir, wenn angängig, 

 

einen Schein beizufügen, der mir das 

 

Recht gibt, mich als Beamter oder wenig-
stens als Angestellter bei den Reichs-
behörden um bevorzugte Anstellung zu 

 

bewerben." 

 

Einen solchen Schein erhielt er nicht, 

 

nur eine Antwort, unter welchen Bedin-

gungen Ausnahmen zugelassen werden 

 

könnten, nämlich nur, „wenn dringende 

 

Rücksichten der Verwaltung es erfor-
dern... Ob eine solche Ausnahme ge-
rechtfertigt erscheint, hat zunächst die 

 

Behörde zu prüfen, welche den Beam-
tenanwärter einstellt." Solche Hinweise 

 

auf eventuelle Ausnahmen waren in der 

 

Regel ohne jeden praktischen Wert12 

 

und welche „dringenden Rücksichten 

 

der Verwaltung" konnte D. schon er-
füllen, hatte er - wie er oben schrieb - 

 

doch außer dem Militärdienst keinen 

 

Beruf erlernt. 

 

Eine Anfrage wegen einer solchen 

 

Ausnahmeregelung beim Rasse- und 

 

Siedlungsamt in Berlin, von dort an die 

 

Reichsstelle für Sippenforschung zur 

 

weiteren Bearbeitung übergeben, blieb 

 

ohne Erfolg. Aus der Zentralkanzlei des 

 

Reichsluftfahrtministeriurns empfahl man 

 

ihm im Juli 1938 die Bewerbung bei der 

 

Wirtschaft, nachdem D. im Mai Göring 

 

um Hilfestellung gebeten hatte. So sah 

 

D. sich gezwungen, dem Rat des Fürsor-

geoffiziers in Rendsburg zu folgen, den 

 

Zivildienstschein gegen das übliche Ent-

gelt abzugeben und damit auf seinen An-

spruch einer Beamtenstelle zu verzich-
ten. Enttäuscht, verbittert und gedemü-
tigt durch die Zurückweisung des neuen 

 

Staates, auch in seinem Gerechtigkeits-
empfinden getroffen, mußte er schließ-
lich einem Offizier dankbar sein, der ihm 

 

eine Stelle im Büro der Carlshütte in 

 

Büdelsdorf bei Rendsburg vermittelte. 

 

Die Degradierung ihres Mannes traf 

 

auch Frau D., zumal ihr nur allzu klar 

 

war, daß sie unschuldig schuldig daran 

 

war. Daß Frau D. als nichtarisch galt, 

 

hatte sich inzwischen herumgesprochen. 

 

Alte Freunde ihres Vaters hielten weiter 

 

zu ihr. Aber es gab auch Bekannte, die 

 

jetzt vor ihr auf der Straße ausspuckten. 

 

Wenn ihre Kinder am Gerhardsteich 

 

spielten, mußten sie sich von anderen 

 

Kindern anhören: „Macht, daß ihr weg-
kommt, ihr Judenkinder!" 

 

Die älteste Tochter wurde nach dem 

 

Besuch der Grundschule nicht zum 

 

Gymnasium zugelassen, obwohl das 

 

Gesetz gegen die Überf-üllung der deut-
schen Schulen und Hochschulen vom 

 

25. April 1933 Kinder aus bestehenden 

 

Mischehen mit nicht mehr als zwei jü-
dischen Großeltern ausdrücklich ausge-
nommen hatte. Aber die Schule konnte 

 

sich auf weitere Gesetze und Erlasse 

 

des Reichsministers für Wissenschaft, 

 

Erziehung und Volksbildung stützen 

 

wie z.B. auf den Erlaß vom 4. Mai 

 

1935, daß höhere und mittlere Schulen 

 

bei Platzmangel arische Schüler zu be-
vorzugen hatten, oder vom 2. Juli 1942, 

 

daß zwar die Zulassung von Mischlin-
gen zweiten Grades an Schulen zulässig 

 

sei, aber nur, wenn die Raumverhältnis-
se es ohne Benachteiligung deutschblü-
tiger Schüler gestatteten» 

 

Der BDM war beiden Mädchen ver-
schlossen. Zwar blieben ihnen lebens-

gefährdende Maßnahmen erspart, aber 

 

auch sie litten unter ihrer Absonderung. 

 

Sie wurden wie alle jüdischen und 

 

nichtarischen Kinder erfaßt und gezählt. 

 

Mit den Ausbildungsbeschränkungen be-

gann für sie die offizielle Ausgrenzung 

 

und Diskriminierung. 

 

In einer Verfügung des Leiters der Par-
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teilcanzlei vom 25. September 194214 

 

wurde in aller Deutlichkeit ausgespro-
chen, wie die NSDAP zu solchen Kin-
dern stand. In der Verfügung ging es 

 

um Kinderbeihilfen, von denen Misch-

linge aller Art ausgeschlossen waren, 

 

„denn Kinderbeihilfen sind zum Zwecke 

 

der erwünschten Geburtenvermehrung 

 

bestimmt." Auch Kindern, deren Vater 

 

an der Front gefallen war oder kämpfte, 

 

war diese Beihilfe nicht zu gewähren: 

 

„Diese Tatsache macht die Abkömm-

hinge, die Mischlinge sind, noch nicht 

 

zu erwünschten Kindern." 

 

Mischlingskinder zweiten Grades wa-
ren in Deutschland nur geduldet. Der 

 

Rasseforscher Professor Dr. Groß 

 

sprach es ebenso unverbrämt 1939 in 

 

einem Aufsatz zu unerwünschten Heira-
ten von Mischlingen in der Zeitschrift 

 

Neues Volk aus: „Ihr Los ist das des 

 

Bastards, ohne Nachkonunenschaft alt 

 

zu werden und kinderlos aus dem Leben 

 

zu scheiden."15 Es verwundert kaum, daß 

 

die Töchter von Frau D. nach dem 

 

Krieg wenig Bereitschaft zeigten, über 

 

das Thema Juden und Drittes Reich zu 

 

sprechen. Auch sie hatten ihre Verwun-
dungen erlitten. 

 

Für den Vater von Frau D., mit der Fa-
milie seiner Tochter zusammenlebend, 

 

ergaben sich einschneidende berufliche 

 

Konsequenzen, die in keiner Weise ge-
setzlich begründet waren, aber - so 

 

Marlies Flesch-Thebesius, selbst Betrof-
fene - viele Maßnahmen gegen Nicht-
arier oder jüdisch Versippte beruhten 

 

nicht auf gesetzlichen Grundlagen, son-
dern waren reine Willkür örtlicher Behör-
den, Parteiinstanzen usw.16 Die Haupt-
linie - ein „judenreines" Deutschland - 

 

war ja vorgegeben, da konnte voraus-
eilender Reinigungseifer auch gegen-
über den Versippten nicht schaden. Der 

 

Vater mußte sein Büro schließen und 

 

bekam zunächst keine Anstellung. Erst 

 

während des Krieges erhielt er eine 

 

Stelle in einem Wehrmachtsbüro. 

 

4. „Wenn Sie sich scheiden lassen, werden Sie befördert." 

 

Kurz vor Kriegsbeginn wurde Herr D. 

 

eingezogen, nachdem er im Dezember 

 

1939 noch zum Stabsfeldwebel beför-
dert worden war. Auch sein Schwager, 

 

der Bruder von Frau D. und wie sie als 

 

Mischling ersten Grades eingestuft, 

 

wurde zunächst eingezogen. Ein Foto, 

 

datiert vom 30. Oktober 1939, zeigt ihn 

 

in der Uniform der Luftwaffe. Sein 

 

Schicksal soll hier nur gestreift werden. 

 

Fünf Monate später wurde er wie viele 

 

andere Mischlinge per Geheimerlaß des 

 

Oberkommandos der Wehrmacht, die 

 

damit einen persönlichen Wunsch Hit-
lers erftillte17, aus der Wehrmacht ent-
fernt: „Nicht zur Verwendung."18 Der 

 

Erlaß vom 8. April 1940 betraf nicht 

 

nur Mischlinge ersten Grades, sondern 

 

auch Ehemänner von Jüdinnen oder 

 

Mischlingen ersten Grades. 

 

Obwohl zumindest die Vorgesetzten 

 

wußten, daß Herr D. zu dem entspre-
chenden Personenkreis gehörte, ver-
blieb er in der Wehrmacht. Warum der 

 

Erlaß nicht auf ihn angewendet wurde, 

 

ist nicht bekannt. Die Trennung von den 

 

betroffenen Personen scheint nicht so 

 

einfach durchzuführen gewesen zu sein. 

 

Das lag vermutlich an militärischen Ge-
gebenheiten ebenso, wie am kamerad-
schaftlichen Ehrenkodex. Wenn der en-
gere Kreis der Vorgesetzten nicht im 

 

Sinne einer Entlassung aktiv wurde, 

 

konnte es für den Betroffenen möglich 
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werden, durchzuschlüpfen. Dafür spricht, 

 

daß im April 1940 und im Oktober 

 

1942 der Geheimerlaß wiederholt wer-
den mußte.19 Und noch einmal, im No-
vember 1944, forderte die Reichskanz-
lei dazu auf, sämtliche u.a. in der Wehr-
macht verbliebenen Mischlinge oder mit 

 

Mischlingen Verheiratete zu melden.29 

 

Für sein Bleiben zahlte Herr D. aller-

dings einen hohen Preis. Der Stabsfeld-
webel der Luftwaffe bzw. Stabswacht-
meister der Kavallerie, zu der er ver-
setzt wurde, mußte hinnehmen, daß es 

 

eine weitere Beförderung, zumal in den 

 

von ihm angestrebten Offiziersrang, für 

 

ihn nicht gab. Von seinen Vorgesetzten 

 

wurde mehr und mehr Druck auf ihn 

 

Abb. 5: Der Bruder von 

 

Frau D. als Wehrmachts-

angehöriger, Okt. 1939 

 

ausgeübt: '„Lassen Sie 

 

sich scheiden, dann wer-
den Sie sofort Ober-
leutnant." Die Schei-
dung hätte für Frau D. 

 

den Verlust des Schut-
zes bedeutet, den sie in 

 

der privilegierten Misch-
ehe - noch - genoß. 

 

Der ungeheure Druck, 

 

das Schwanken des Ehe-
mannes zwischen sol-
datischer Karriere und 

 

Treue zu seiner Frau, 

 

die weitgehend isolierte 

 

Situation Frau D.s (nur 

 

ihr Vater und einige 

 

alte Freunde hielten zu 

 

ihr), das Gefühl der 

 

Schuld als Verhinderin 

 

des beruflichen Fort-
kommens ihres Man-
nes, das schreckliche 

 

Gefühl, eine Last zu sein 

 

- dies alles stürzte Frau D. in Verzweif-
lung. Sie sah keinen anderen Ausweg, 

 

als diese Last zu beseitigen. Lhr Vater 

 

fand sie und konnte sie retten. Nach 

 

einem Brief an seinen Schwiegersohn 

 

wurde nie wieder von Scheidung ge-
sprochen; es wurde überhaupt nie wie-
der, auch nicht nach Kriegsende, zwi-
schen dem Ehepaar D. über dieses ab-
solute Tief ihrer gemeinsamen Existenz 

 

gesprochen. 

 

Herr D. verbrachte die letzten Kriegs-
monate in Italien bei einer Flakabtei-

lung, wo er mit dem Kriegsverdienst-
kreuz 2. Klasse mit Schwertern und mit 

 

dem Verwundetenabzeichen in Silber „im 

 

Namen des Führers" ausgezeichnet wur-

37 

 



INFORMATIONEN zur Schleswig-Holsteinischen ZEITGESCHICHTE Heft 31(1997) 

 

de. Als er nach Rendsburg zurückkehr-

te, traf ein an Körper und Seele verwun-
deter Mann auf eine verstörte Frau, die 

 

gerade noch davongekommen war. 

 

Während Frau D. sich nach so langer 

 

Zeit nicht mehr genau erinnert, wann sie 

 

das Schreiben vom Arbeitsamt erhielt, 

 

das sie zum Arbeitseinsatz befahl, kann 

 

die Aussage des Rendsburger Polizisten 

 

Claus Voß, die er am 18. April 1946 

 

machte, als verläßlich gelten: „Im Herbst 

 

1944 sollten die Halbjuden [...1 nach 

 

Theresienstadt abtransportiert werden.21 

 

Anlaß muß der Befehl Himmlers vom 

 

Herbst 1944 gewesen sein, alle Misch-

linge ersten Grades zur Zwangsarbeit 

 

einzuteilen.22 Dieser verkappte Deporta-
tionsbefehl wurde am 13. Januar 1945 

 

durch das Reichssicherheitshauptamt 

 

präzisiert. Danach waren alle auch in 

 

privilegierten Mischehen lebenden ar-

beitsfähigen Staatsangehörigen zum ge-
schlossenen Arbeitseinsatz nach There-
sienstadt zu überstellen.23 

 

Damit setzte sich die SS zuletzt ge-
genüber der Staatsbürokratie durch, die 

 

die Mischehen und Nichtarier der End-

lösung entziehen wollte.24 So hatte schon 

 

auf der Wannsee-Konferenz im Januar 

 

1942 Heydrich die Deportation des größ-
ten Teils der Mischlinge ersten Grades 

 

und die Zwangssterilisation der übrigen 

 

gefordert. 

 

Die Hinauszögerung der wesentlich 

 

verschärften Verfolgung der Mischlinge 

 

und Mischehen, besonders ihre Ein-

beziehung in die Endlösung, war vor 

 

allem auf gewisse Rücksichten zurück-
zuführen, die die Nationalsozialisten ge-
genüber den arischen Verwandten neh-
men mußten, deren ungebrochener Ein-
satz für den Aufbau des Dritten Reiches 

 

und für die Kriegsführung gebraucht 

 

wurde.25 

 

Aber ab Ende 1944, Anfang 1945 be-
saßen derlei Rücksichten keine Priorität 

 

mehr. So wurden in den ersten beiden 

 

Wintermonaten 1945, während die To-
desmärsche nach Westen bereits be-

gonnen hatten, noch mindestens 500. 

 

nichtarische Mischehepartner aus ver-
schiedenen Teilen Deutschlands nach 

 

Theresienstadt verschleppt. 

 

Als Frau D. den „Einsatzbefehl" er-
hielt, wurden Freunde ihres Vaters ak-
tiv, darunter der leiter des Arbeitsamtes 

 

und vor allem der Rendsburger Polizist 

 

Claus Voß, der gegenüber der Gestapo 

 

behauptete: „Frau D. ist nicht auffmd-
bar."Weder das Arbeitsamt noch der 

 

Landrat oder die Gestapo sahen offen-
bar einen Anlaß, diese Auskunft eines 

 

Polizisten anzuzweifeln oder nachzu-

prüfen.
25 

 

5—Die Ehre eines Menschen bezahlt man nicht mit Geld." 

 

Die Geschichte dieser Mischehe war 

 

mit Kriegsende nicht vorbei. Herr D. 

 

begann, seine Wiedergutmachung zu 

 

betreiben, d.h. die ihm zur NS-Zeit ver-

weigerte Aufnahme in den Staatsdienst 

 

bei entsprechender Einstufung zu erlan-

gen. Schon im Juni 1945 bewarb er sich 

 

beim Landesfinanzamt in Kiel. Die ne-

gative Antwort wies darauf hin, daß 

 

schon zu viele ehemalige Angehörige 

 

der Wehrmacht sich beworben haben, 

 

daß nur ein geringer Bruchteil von ih-
nen beschäftigt werden könne. Im übri-
gen habe er 1936 beim Ausscheiden aus 

 

der Wehrmacht eine finanzielle Ent-
schädigung erhalten. 

 

D. wiederholte umgehend sein Ge-
such, in dem er nun noch einmal deut-
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'Haltes Jj 

 

Re ndsbarg / Holatfr 

 

2. (jassch mit der Bitte am 

 

Einstellung eis Bmemter. 

 

Rendeburg, den ....... 

 

Bezug. Schreiben dee Herrn Oberfinanzpräsidenten Sohleewig Holatein 

 

p 1420 B - F 42/421 vom 30. 6. 1946 

 

Dem 

 

Herrn Präsidenten dem Landsefinanzamtes Kiel 

 

i • 1 

 

dexch Finanzamt Rendebnrg. 

 

Ich wiederhole ci.in Gesuch vom 22. 6. 1945 und bitte den Herrn 

 

Oberfinanzpräaidenton ILAn Einstellung als Beamter aus folgendem Grunde: 

 

1.) D92 0. W. an mich gerichtete Schreiben hat folgenden anszngeweleen 

 

Wortlaut: Betirk hat sich bereite eine en große Anzahl 

 

von auegewichenen, geflUchteten oder ana der Wehrmacht entlaneenen 

 

Besaiten and Angestellten anderer Bezirke gemeldet, daß nur ein ge-
ringer Brachteil von ihnen beschäftigt werden kenn. 

 

Ihre Eineteilung iet zur Zeit leider nicht möglich. Ich etelle Ihren 

 

auheim, Ihr Gesuch epäter za erneuern." . 

 

Ich habe mich an den Herrn DberfinezprVaidrnten nicht ui. Nolcia‚r 

 

Bewerber gewandt. Vielmehr wer mein Gesnch dahingehend formuliert, 

 

daß ich aefgrand dex Hürnberger_Gestze - end zwar weil meine Ehefrau 

 

eine tuaain - ke worde LA bit.. Diene maßregelung erfolg-
te in erster Linie von weiten de e Finanzamtes, wie je auch.ann den lin-
terUgen ersichtlich. 

 

Di. Abschrift meines Originnlzivildienotacheinee trägt nach Rück-
gabe den Aktenvermerk, e siehe Frklärnng 2 f EntachädigIng erhalten." 

 

Ich habe damele die Entachädigung nicht freiwillig gemehlt, n 

 

keinem zweifel, daß ich zu dienern Schritt durch die damals gel-
tenden Genetze  gezwungen warde.Je, na [lieht 'sogar fest, daß ich eret 

 

aef anraten des Fürsorgeoffiziere pendebarg, Herrn Haeptmsnn Deichmann, 

 

mich duze entschloß, den Zivildienetsohein gegen dito Uhliche Entgelt 

 

abzegeben. loh hätte damale euch gar nicht anders finanziell bentehen 

 

können. Mein Verdienet nach dem exascheiden aus dem Wehrdienst war 

 

so gering, daß ich den finaziellen Znachnß , der eloh nur aua dem Ver-
kauf deo Zivildienetscheinea ergehen komnte, nötigst gebreechte. Ja,ench 

 

dann noch in keinem Verhälttalg zu dem Gehalt eines langjährigen Feld-
webeln stand. 

 

Im übrigen ist meine Ansioht.die . 

 

, Die Ehre eines Menächen bezahlt 

 

man nicht mit Geld. Daa kann höchoteno zur Zeit der NSDAP eo gewesen 

 

esin. 

 

Zusammenfasnend bitte ich,diesen Gesuch als ein solches zur Wieder-

getmechung zu betrachten und auch um einen dementsprechendill FormulierpnE 

 

des Entscheidung. 

 

Abb. 6: Gesuch Walter D.s um Einstellung als Beamter 
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Gesch. Z.: VII W 5 - 17. 9
.

.D413 

 

Wiedergutmachungsbescheid. 

 

Auszugsweise Abschrift 

 

Der Bundesminister des Innern Bonn,den 3. November 1953 

 

Nheindorfer.Straße 198 

 

Auf den Antrag 

 

des früheren Feldwebels Walter 1 

 

geborenem 16. ;Juli 1907 zu Flaeret., 

 

wohnhaft in Rendsburg, afflmailifflffliel 

 

auf Wiedergutmachung 

 

nach dem Gesetz zur Regelung der Wiedergutmachung natio-
nalsozialistischen Unrechts für Angehörige des öffentlichen 

 

Dienstes vom 11. Mai 1951 - BWGöD -.( BGBl. 1 8:291)in der 

 

Fassung des Gesetzes vom 18. März 1952 ( BGBl. I S. 137) 

 

und vom 19. August 1953 ( BGBl. I S. 994 ) 

 

hat der Bundesminister dahin entschieden: 

 

1.) Der Antragsteller ist in einem Amt der Besoldungsgruppe 

 

A 7 a der Reichsbesoldungsordnung -RBO - bevorzugt anzu-
stellen, sofern die allgemeinen Voraussetzungen für die 

 

Berufung in das Beamtenverhältnis erfüllt sind.' 

 

2.) Bis zur Anstellung in einem Amt der Besoldungsgruppe A 7 a 

 

der RBO erhält der Antragsteller mit Wirkung vom 1. April 

 

1951 das Nuhegehalt, das ihm zustehen würde, wen er in einer 

 

der Nr. 1.) entsprechenden Weise angestellt worden und aus 

 

dem dadurch erlangtem Amte am 1. April 1951 in den Ruhestand 

 

getreten wäre. 

 

Bi der Berechnung der ruhegehaltsfähigen Dienstbezüge ist 

 

davon auszugehen, daß der Antragsteller bis zum 8.. Mai 1945 

 

die Rechtsstellung eines Verwaltungssekretärs erreicht hätte. 

 

Das Besoldungsdienstalter in der Besoldungsgruppe A 7 a ist 

 

auf den 1. November 1934 festzusetzen. 

 

3.) Für die Zeit vom 1. April 1950 bis 31. März 1951 steht dem 

 

Antragsteller eine Entschädigung in Höhe eines Jahresbetrages 

 

nach Nr. 2.) zu. 

 

• 

 

4.) Auf die Wiedergutmachungsleistungen gemäß Nr. 2.) und Nr. 3.) 

 

sind für den gleichen Zeitraum gezahlte Versorgungsbezüge, 

 

Vorschüsse auf solche, Zuwendungen, Unterhaltsbeträge und 

 

ähnliche Zahlungen anzurechnen. 

 

Außerdem finden die Ruhensvorschriften des § 158 des 

 

Bundesbeamtengesetzes Anwendung. 

 

5.) Der Antragsteller ist befugt, die Amtsbezeichnung "Verwal-
tungssekretär" zu führen, und zwar mit dem Zusatz "a.D." 

 

(außer Dienst), solange eine Anstellung noch nicht erfolgt ist. 

 

6.) Der weitergehende Wiedergutmachungsantrag wird abgelehnt. 

 

Sachverhalt: 

 

le• 

 

gez.: Unterschrift 

 

Abb. 7: teedergutmachungsbescheidfir Walter D. vom November 1953 
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lich machte, daß es ihm um eine Wie-

dergutmachung ging: „Vielmehr war mein 

 

Gesuch dahingehend formuliert, daß ich 

 

aufgrund der Nürnberger Gesetze - und 

 

zwar weil meine Ehefrau eine Halbjüdin 

 

ist - gemaßregelt worden bin. Diese Maß-

regelung erfolgte in erster Linie von 

 

seiten des Finanzamtes, wie ja auch aus 

 

den Unterlagen ersichtlich.... Ich habe 

 

damals die Entschädigung (für den Zivil-
dienstschein) nicht freiwillig gewählt! 

 

Es unterliegt keinem Zweifel, daß ich 

 

zu diesem Schritt durch die damaligen 

 

Gesetze gezwungen wurde." Und er 

 

brauchte damals das Geld, als sich 

 

zeigte, daß er so schnell keine Anstel-

lung bekommen würde. „Im übrigen ist 

 

meine Ansicht die: Die Ehre eines Men-
schen bezahlt man nicht mit Geld. Das 

 

kann höchstens zur Zeit der NSDAP so 

 

gewesen sein." 

 

Die Suche nach einer Wiedergut-
machung der verlorenen Ehre, so wie es 

 

D. als soldatischer Mann sah, sehen 

 

mußte, blieb erfolglos. Der Wiedergut-
machungsbescheid des Bundesministers 

 

des Innern vom 3. November 1953 be-

stätigte ihm die bevorzugte Einstellung 

 

in der Besoldungsgruppe A 7, also in 

 

den mittleren Beamtendienst. Bis zur 

 

erfolgten Anstellung wurde ihm rück-
wirkend vom 1. April 1951 ein Ruhe-

gehalt zugesprochen, „das ihm zustehen 

 

würde, wenn er in einer (dieser Ein-

stufung) entsprechenden Weise ange-
stellt worden und aus dem daraus er-

langten Amte am 1. April 1951 in den 

 

Ruhestand getreten wäre." 

 

Ausgangspunkt für diese Einstufung 

 

war die Annahme, daß D. bis zum 8. 

 

Mai 1945 die Stellung eines Verwal-

tungssekretärs erreicht hätte. Das Dienst-
alter wurde ab dem 1. November 1934 

 

berechnet. Dazu kam eine einmalige 

 

Entschädigung in Höhe eines Jahres-

entgelts. Aber: „Der weitergehende Wie-

dergutmachungsantrag wird abgelehnt." 

 

Grundlage für den Bescheid war das 

 

Gesetz zur Regelung der Wiedergut-
machung nationalsozialistischen Unrechts 

 

für Angehörige des öffentlichen Dien-
stes vom 11. Mai 1951 und das Bun-
desergänzungsgesetz, das am 1. Okto-
ber 1953 in Kraft trat und u.a. erstmals 

 

für Verfolgte in Schleswig-Holstein 

 

einen Entschädigungsanspruch für be-
rufliche und wirtschaftliche Schäden 

 

vorsah.26 

 

Als Maßstab für die pauschale Be-

messung solcher Berufsschäden hatte 

 

man den Bundesbeamten mit den vier 

 

Besoldungsgruppen gewählt. Dabei ging 

 

man vom Einkommen des Geschädigten 

 

vor der Verfolgung und von der Dauer 

 

des Berufsschadens aus, der als beendet 

 

galt, „wenn der Verfolgte wiederum 

 

nachhaltig eine ausreichende Lebens-
grundlage gefunden hatte."27 

 

Nicht berücksichtigt wurde in dem 

 

Bescheid, daß D. ohne die Nürnberger 

 

Gesetze und den Arierparagraphen in 

 

der Wehrmacht vermutlich einen Offi-
ziersrang erreicht hätte - so jedenfalls 

 

sah er es - und daß dies sich folglich in 

 

einer Höhereinstufung hätte nieder-
schlagen müssen. Dies wäre eine Wie-
dergutmachung in D.s Sinne gewesen. 

 

1955 wurden D. wesentliche Teile dies-
es Bescheides, vor allem die bevorzugte 

 

Anstellung als Beamter, entzogen, nach-
dem er ein ihm zugewiesenes Amt als 

 

Regierungssekretär beim Bundesgrenz-
schutz abgekehnt hatte. Die Familie 

 

wollte unter keinen Umständen Rends-
burg verlassen.28 In dem sich an-
schließenden Rechtsstreit über mehrere 

 

Jahre und Instanzen ging es D. im Kern 

 

um die Einldagung des Beamtenstatus. 
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Seine Klage wurde von allen Instanzen 

 

abgewiesen, zuletzt vom Landessozial-

gericht Schleswig am 26. März 1958. 

 

Inzwischen hatte D., nach einem er-
neuten kurzen Gastspiel bei der Carls-
hütte, eine Anstellung beim Rendsbur-

ger Arbeitsamt gefunden, in dem er zum 

 

Schluß als Abteilungsleiter arbeitete. 

 

Ganz glücklich war er im zivilen Ver-

waltungsdienst nicht, denn immer wie-
der bewarb er sich als Freiwilliger bei 

 

der Bundeswehr, wurde aber wegen der 

 

zu hohen Bewerberzahl nicht berück-

sichtigt. 

 

Am 26. Januar 1961 unternahm D. 

 

noch einmal den Versuch, sein Entschä-

digungsverfahren prüfen zu lassen mit 

 

dem Ziel, doch noch die „erweiterte 

 

Wiedergutmachung", nämlich die An-

stellung als Beamter der Gruppe A 9, 

 

zu erreichen. Nach zehn Monaten 

 

schlug ihm der Bundesinnenminister 

 

einen Vergleich vor, der nun den er-
wünschten Beamtenrang vorsah, aller-
dings in der Eingruppierung nach A 7. 

 

D. nahm den Vergleich zwar wider-
strebend an, beantragte jedoch zugleich 

 

wiederum die Höhergruppierung, Diese 

 

wurde ihm schlielich am 28. März 1963 

 

gewährt - da war er schon seit sieben 

 

Wochen tot 

 

„Was sie mit Ihnen gemacht haben, 

 

ist noch nie dagewesen", sagte der 

 

Beamte im Pensionsamt zu Frau D. Da 

 

allerdings irrte er, denn die Entschädi-

gungsgesetzgebung mit ihrer Pauschali-
sierung ist zahlreichen Einzelschick-
salen nicht gerecht geworden, ganz ab-
gesehen davon, daß sie ganze Gruppen 

 

(Juden, die ihren Wohnsitz während der 

 

Verfolgung nicht im Deutschen Reich 

 

hatten, Zwangssterilisierte, Roma und 

 

Sinti etc.) gar nicht oder nur teilweise 

 

berücksichtigte.29 

 

6. „Dich haben sie ja aus der Wehrmacht rausgeworfen!" 

 

Das Ehepaar lebte unauffällig, in das 

 

Leben der Stadt integriert. Die Töchter 

 

hatten nach Kriegsende auf das Gymna-
sium gewechselt und nach einer Ausbil-

dung geheiratet. Herr D. war Mitglied 

 

einer Gilde und dort mit einem Amt 

 

betraut - Hinweis auf seinen in der klein-
städtischen Gesellschaft verankerten 

 

Status. 

 

1963, bei einer Auseinandersetzung 

 

auf einer Gildeversammlung, mußte D. 

 

sich von einem Gildebruder anhören: 

 

„Halt Du man Deinen Mund, Dich ha-
ben sie ja aus der Wehrmacht raus-

geworfen!" Tief getroffen, aber ent-

schlossen, sich diese Verleumdung nicht 

 

gefallen zu lassen, ging D. zum Amts-

gericht, um zu klagen. Man riet ihm 

 

dort, zunächst einmal gemeinsam zu 

 

einem Schiedsmann zu gehen. Der 

 

Schiedsspruch legte dem Beschuldigten 

 

auf, sich vor der versammelten Gilde 

 

bei Herrn D. zu entschuldigen. Acht 

 

Tage später war Herr D. tot. Den Herz-
infarkt sah und sieht die Witwe sicher 

 

zu recht in direktem ursächlichen Zu-
sammenhang mit dieser neuerlichen Eh-

renkränkung, die diese nie ganz verheil-
te Wunde wieder aufriß. 

 

Frau D. ist heute eine zierliche, ele-
gante 89jährige Dame, eine gefaßte kon-
trollierte Erscheinung und eine loyale 

 

Witwe. Sie spricht über ihre Geschich-
te, aber nicht über den tragischen Kern 

 

ihrer Existenz, den man nur ahnen kann, 

 

den Beinah-Verrat ihres Mannes an ihr 

 

unter dem Druck der NS-Gesetze, die 

 

sie zur Feindin im eigenen Land stem-
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pelten, ihre Schuldgefühle ihrem Mann 

 

gegenüber, die auch nach Kriegsende 

 

untergründig gebohrt haben müssen, 

 

hing doch seine - aus seiner Sicht - un-

befriedigende berufliche Laufbahn auch 

 

nach 1945 mit ihrer jüdischen Herkunft 

 

zusammen. Er war zweifellos ein Opfer 
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